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Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der  
Nord-Ost-Gruppe Neunburg vorm Wald für das Haushaltsjahr 2019  

 
I. 

Auf Grund des § 20 der Verbandssatzung und der Art. 40 ff. des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung (GO) hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur 

Wasserversorgung der Nord-Ost-Gruppe Neunburg vorm Wald in ihrer öffentlichen 
Sitzung am 1. Dezember 2018 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 

beschlossen, die hiermit gem. Art. 40 KommZG i.V.m. Art. 65 Abs. 3 GO bekanntge-
macht wird: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2019 wird hiermit 
festgesetzt: er schließt im 
 

Erfolgsplan 
in den Einnahmen und Ausgaben mit     1.788.300 € 

 
und im  
 

Vermögensplan 
in den Einnahmen und Ausgaben mit       2.371.000 € 

 
§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen des Zweckverbandes wird auf 800.000 € festgesetzt. 

 
§ 3 

 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen des Zweckverbandes wird auf 0 € festgesetzt. 

 
§ 4 

 
Eine Betriebskosten- und Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Wirtschaftsplan wird auf 150.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Der Finanzplan für die Haushaltsjahre 2018 bis 2022 mit Investitionsprogramm ist 
Bestandteil dieser Satzung.  
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 
§ 7 
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Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2019 in Kraft. 
 

II. 
 

Das Landratsamt Schwandorf hat die genehmigungspflichtigen Teile der 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 mit Schreiben vom 20. Dezember 2018, 
Az: 2.1-941-2018/009275, rechtsaufsichtlich genehmigt.  

 
III. 

 
Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung 
eine Woche lang in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in Neunburg vorm Wald, 

Bärnhof 2, während der Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 

Neunburg vorm Wald, 03. Januar 2019 
Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Nord-Ost-Gruppe Neunburg vorm Wald 

Klaus Zeiser 
Verbandsvorsitzender 

 
 
 

 
Bekanntmachung für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedsstaaten  

der Europäischen Union (Unionsbürger) zur Wahl zum Europäischen 
Parlament in der Bundesrepublik Deutschland 
 

Am 26. Mai 2019 findet die Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland statt. An dieser Wahl 

können Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahltag 
 
1.  die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union besitzen, 
 

2.  das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 

3.  seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in 

den übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
1)

 eine Wohnung 
innehaben oder sich mindestens seit dieser Zeit sonst gewöhnlich 

aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender 
Aufenthalt in den genannten Gebieten angerechnet), 

 

4.  weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, dessen Staatsangehörigkeit Sie besitzen, vom 

aktiven Wahlrecht zum Europäischen Parlament ausgeschlossen sind, 
 
5.  in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen 

sind. Die erstmalige Eintragung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf 
einem Formblatt zu stellen; er soll bald nach dieser Bekanntmachung 

abgesandt werden. 
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Einem Antrag, der erst nach dem 5. Mai 2019 bei der zuständigen 
Gemeindebehörde eingeht, kann nicht mehr entsprochen werden (§ 17a Abs. 

2 der Europawahlordnung). 
 

Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages bei der Wahl am 13. Juni 1999 oder 
einer späteren Wahl zum Europäischen Parlament in ein Wählerverzeichnis der 
Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden, so ist ein erneuter Antrag 

nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann von Amts wegen, sofern die 
sonstigen wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie 

bis zum oben angegebenen 21. Tage vor der Wahl gegenüber der 
zuständigen Gemeindebehörde auf einem Formblatt beantragen, nicht im 
Wählerverzeichnis geführt zu werden. Dieser Antrag gilt für alle künftigen 

Wahlen zum Europäischen Parlament, bis Sie erneut einen Antrag auf 
Eintragung in das Wählerverzeichnis stellen. 

 
Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein Wählerverzeichnis in der 
Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden, müssen Sie für eine 

Teilnahme an der Wahl einen erneuten Antrag auf Eintragung in das 
Wählerverzeichnis stellen. 

 
Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuzug in die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein erneuter Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis 

erforderlich. 
 

Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende Merkblätter können bei 
den Gemeindebehörden in der Bundesrepublik Deutschland angefordert 
werden. 

 
Für ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist unter anderem Voraussetzung, dass 

sie am Wahltag 
 
1.  das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

 
2.  die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 

 besitzen, 
 

3.  weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, dem Sie angehören, von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen sind. 

 
Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis oder mit den 

Wahlvorschlägen ist eine Versicherung an Eides statt abzugeben über das 
Vorliegen der oben genannten Voraussetzungen für die aktive oder passive 
Wahlteilnahme. 

 
Schwandorf, 08. Januar 2019 

Dr. Thümmler 
Kreiswahlleiterin 
 
1)
 Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinigten Königreich 

Großbritannien und Nordirland nach dem Zeitpunkt, ab dem nach Artikel 

50 Absatz 3 EUV die Verträge dort keine Anwendung mehr finden. 
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Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG); 

Gewässerausbau im Sinne des § 67 Abs. 2 WHG;  
Durchführung eines Plangenehmigungsverfahrens für zwei Fischteiche auf 

Grundstück FlNrn. 2239, 2240 der Gemarkung Pamsendorf, Stadt Pfreimd 
 

Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG 

 
Frau Emerencia Buschle (Vorhabensträgerin) beantragte beim Landratsamt 

Schwandorf die Erteilung einer wasserrechtlichen Plangenehmigung nach § 68 Abs. 2 
Satz 1 WHG für zwei Fischteiche mit einer Größe von 300 m² bzw. 180 m² auf den 
Grundstücken FlNrn. 2239, 2240 der Gemarkung Pamsendorf.  

 
Nach § 5 Abs. 1 UVPG stellt das Landratsamt Schwandorf auf der Grundlage 

geeigneter Angaben der Vorhabenträgerin sowie eigener Informationen fest, ob nach 
§§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. Das Vorhaben bedarf gem. § 7 

Abs. 1 UVPG i. V. m. Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG einer allgemeinen 
Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht. Die allgemeine Vorprüfung ist als 

überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Kriterien durchzuführen. 
 

Nach Durchführung der allgemeinen Vorprüfung kommt das Landratsamt Schwandorf 
zu dem Ergebnis, dass für das Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht, da dessen 

Ausführung bei überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien nach Einschätzung der zuständigen Behörde keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG 

bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 
 

An den beiden bereits vorhandenen Teichen sind keine baulichen Veränderungen 
geplant, so dass kein weiterer Eingriff erfolgt. Auch die Ablaufleitungen, die durch eine 
biotopkartierte Fläche verlaufen, sind bereits vorhanden und werden nicht neu verlegt, 

so dass hier kein Eingriff erfolgt. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind keine 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. Auch aus wasserwirtschaftlicher und 

fischereifachlicher Sicht sind unter Berücksichtigung der Planunterlagen keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. Durch das Vorhaben 

werden keine Abfälle erzeugt, und für die menschliche Gesundheit ergeben sich keine 
nachteiligen Folgen.  
 

Unter Einbeziehung der Vorkehrungen der Vorhabensträgerin sind erhebliche 
Umweltauswirkungen offensichtlich ausgeschlossen. 

 
Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 

Schwandorf, 11. Januar 2019 
Landratsamt Schwandorf 

Ebeling 
Landrat 
 

 
 


